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Einnahmeverbesserungen reichen nicht aus

Gemeinden endlich von Kosten entlasten

Stuttgart. Die Gemeinden müssen noch in diesem Haushaltsjahr von Kosten, vor allem für Sozialleistungen, entlastet werden. Allein durch geplante Einnahmeverbesserungen sei ihre prekäre Finanzulage nicht zu retten, sagte der Präsident des Gemeindetags, Bürgermeister Otwin Brucker.

Die aktuelle Diskussion um eine Gemeindefinanzreform, so Brucker, sei zu einseitig auf die Einnahmensseite fixiert. Zwar bräuchten die Kommunen tatsächlich dringend eine nachhaltige Verbesserung ihrer Einnahmen. Die Auswirkungen der Steuerreform des Bundes und die schlechte Wirtschaftskonjunktur hätten gewaltige Löcher in die kommunalen Haushalte gerissen. Die müssten dringend gestopft werden. Einnahmeverbesserungen allein reichten zur Sanierung der öffentlichen Haushalte nicht aus.

„Wir müssen endlich von den immer noch wachsenden Kosten herunterkommen, die uns durch Gesetze zudiktiert wurden,“ sagte der Gemeindetagspräsident. Dies mache der seit Jahren anhaltende Anstieg der Landeswohlsfahrts-Umlage und der Kreisumlagen deutlich. Die Sozialkosten seien nicht mehr finanzierbar. Es führe kein Weg mehr daran vorbei, Leistungsansprüche zu kürzen, Missbrauch und Mitnahmeeffekte auszuschalten. In vielen Bereichen werde mit Sozialleistungen noch immer zu sorglos umgegangen.

Brucker bedauert, dass die Gemeindefinanzreform-Kommission auf Bundesebene gescheitert ist. Von dem kommunalen Finanzierungsdefizit in Höhe von 10 Milliarden Euro würde kaum die Hälfte ausgeglichen. „Es hat wohl einfach auch der politische Wille zum Erfolg gefehlt,“ meinte Brucker. „Was die Bundesregierung jetzt zu Stande bringt, wird nur eine halbe Sache sein.“ Der Bund habe den Kommunen jahrelang Aufgaben aufs Auge gedrückt, ohne die dafür nötigen Finanzmittel bereitszustellen. Durch kapitale handwerkliche Fehler bei der Steuerreform sei ein ruinöser Erosionsprozess bei Gewerbesteuer und Körperschaftssteuer ausgelöst worden.

„Die Städte und Gemeinden brauchen die revitalisierte Gewerbesteuer als gemeindliche Wirtschaftssteuer, weil keine wirklich sinnvolle Alternative in Sicht ist,“ sagte Brucker. Eine Steuermehrbelastung für Unternehmen und Freiberufler werde durch die Anrechnung bei der Einkommenssteuer vermieden. Steuerschlupflöcher für Konzerne müssten geschlossen werden. Schließlich müsse dem Gewerbe daran liegen, durch sein Steueraufkommen in örtliche Infrastruktur und Standortqualität zu investieren.

„Absolut enttäuschend“ ist für Brucker, dass der Bundesfinanzminister sich weigere, die im Zusammenhang mit der Unternehmenssteuerreform erhöhte Gewerbesteuerumlage zurückzunehmen. Die Erhöhung dieser staatlichen Steuerabschöpfung sei unberechtigt, weil die versprochene Kompensation durch Änderung von Abschreibungsregeln nicht stattgefunden habe. „Mit einer Rücknahme dieser Erhöhung hätte der Bund die Kommunen ‑ wie von Bundeskanzler Schröder versprochen ‑ sofort wirksam entlasten können,“ sagte Brucker. Brucker appellierte an die Bundestagsabgeordneten, dem vom Bundesrat beschlossenen ‚Soforthilfe-Gesetz’ zuzustimmen.

Die geplante Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe müsse eine wirkliche finanzielle Entlastung für die Kommunen bringen. Der Bund müsse für die Kosten der Arbeitslosigkeit einstehen. „Was von Eichel jetzt in die Welt gesetzt worden ist, erweckt eher den Eindruck einer Mogelpackung,“ so Brucker. Der Bund verlange von den Kommunen einen Ausbau der Kinderbetreuung und wolle ihnen dafür jährlich 1,5 Milliarden Euro aus noch völlig ungesicherten Einsparungen bei der Sozialhilfe überlassen. Die von der Bundesregierung geforderte Versorgung koste aber jährlich mindestens 2,4 Milliarden Euro.

Von der Landesregierung erwartet der Gemeindetagspräsident, im Bundesrat auf ihre Blockadepolitik bei der Gewerbesteuer zu verzichten. Sie müsse ihre Absicht aufgeben, im Jahr 2004 den kommunalen Finanzausgleich erneut zu kürzen. „Wenn Ministerpräsident Teufel seinen Städten und Gemeinden wirklich helfen will, muss er dem Beispiel Bayerns folgen. Dort ist den Gemeinden sogar eine Aufstockung der kommunalen Finanzausgleichsmittel in Höhe von rund 300 Millionen Euro zugesagt worden,“ berichtete Brucker. „Das Land soll endlich für eine staatliche Finanzierungsbeteiligung bei der Behindertenhilfe sorgen,“ schlug Brucker vor. „Das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die man den Kommunen nicht alleine aufgebürden kann.“ Der enorme Kostenzuwachs in diesem Bereich sei wesentliche Ursache für die ruinöse Finanzentwicklung bei den Landeswohlfahrtsverbänden. Die Zeche dafür müssten Jahr für Jahr die Städte und Gemeinden über die Kreisumlage bezahlen. Weitere Kreisumlageerhöhungen seien untragbar.
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